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Vor dem 4. Oktober 2012: Was hat es eigentlich mit dem
Sicherstellungsauftrag auf sich? Ein Blick hinter die Kulissen der
KBV.

Es fällt auf, dass die KBV es regelmäßig versäumt, die Inhalte der
eigenen Arbeit ausreichend den Kollegen an der Basis zu vermitteln.
Deshalb ist es für den Außenstehenden nicht ganz einfach, zu
erschließen, was in den Hirnen der berufspolitischen Granden
eigentlich so vor sich geht.

Umso wichtiger ist es in der momentanen Situation, allen
niedergelassenen Kollegen in den Praxen einen Überblick zu geben. Denn
das, was gerade passiert, kann man durchaus als "revolutionär"
bezeichnen.

Blicken wir ein wenig hinter die Kulissen:

Zunächst ist es wichtig zu verstehen, dass auf Bundesebene im
sogenannten erweiterten Bewertungsausschuss [eBA] zwei Dinge
festgelegt werden, die entscheidend sind für die Honorarverhandlungen
in den einzelnen Regionen:
Das eine ist die sogenannte Morbiditätsrate - schlicht ausgedrückt der
Leistungsbedarf, den wir Ärzte auf Grund der wachsenden Krankheitslast
der Bevölkerung Jahr für Jahr *zusätzlich* abzudecken haben. Dabei
gibt es eine Art von "Schieberegler" zwischen demographischen Faktoren
und der Morbiditätslast selbst. Momentan steht der Regler auf einem
Verhältnis von 61:39 zu Gunsten der Morbidität, dies allerdings schon
seit Jahren. Wie man den Regler korrekterweise verschiebt, weiß
allenfalls eine Handvoll Statistikexperten.

Das zweite ist der sogenannte orientierende Punktwert [oPW], der den
Preis der Leistung vorgibt und entsprechend der Inflation und
Preisentwicklung jährlich angepasst werden soll.
Das sind zwei Stellgrößen, die an sich vollkommen unabhängig voneinander sind.

Das Ganze soll jedoch in einen "einheitlichen und gemeinsamen"
Honorarrahmen münden, der von Krankenkassen und KBV gemeinsam
festgelegt wird. Wenn man sich nicht einigt, dann kommt ein gewisser
Prof. Wasem und zwei weitere sogenannte Unabhängige ins Spiel, die das
Ganze dann entscheiden - angeblich auf Grund eigener Berechnungen.

Was nun im eBA jüngst geschah, kann man nur als Sauerei zu Lasten der
Ärzteschaft bezeichnen.

Vielleicht ist es in diesem Zusammenhang gut zu wissen, dass der
Schlichter wahrscheinlich gar nicht so unabhängig ist, wie er gerne in
der medialen Öffentlichkeit dargestellt sein möchte. Denn dieser Herr
Wasem steht nicht nur einer gemäßigten Linkspartei sehr nahe, sondern
treibt sich auch, wenn man Arzt-Wiki glauben darf, im erweiterten
Vorstand des Bundesverbandes "Managed Care" sowie in den
Aufsichts-/Beiräten dreier Großkrankenkassen und in unzähligen anderen
Gremien herum. Nebenbei beschäftigt er an seinem industriefinanzierten
Lehrstuhl MEDMAN in Duisburg auch noch einen gewissen Herrn Noweski
als wissenschaftlichen Mitarbeiter. [Link] Es handelt sich um genau
jenen Mann, der in seinem Werk "Der unvollendete Korporatismus" schon
im Jahr 2004 eine berüchtigte Handlungsanleitung für den Kreuzzug
gegen die Freiberuflichkeit der Ärzte und gegen ihre Verbände und
Körperschaften herausgegeben hat. Dessen neues Werk "Der
Gesundheitsmarkt", 2. Auflage 2012, schlägt in eine ähnliche Kerbe.
Soviel nur nebenbei zum Thema Unabhängigkeit von Schlichtern!
Herr Wasem hatte bereits im Juli 2012 festgelegt, dass die Diagnosen,
die aus den Selektivverträgen stammen, nicht für die Morbiditätsrate
im Kollektivvertrag herangezogen werden dürfen. Das hat zur Folge,
dass alle Diagnosen aus den HzV- oder 73c-Verträgen ausgeschlossen
sind, was besonders in Baden-Württemberg und Bayern die
Morbiditätsrate auf lächerliche Werte drückt, aber auch die
durchschnittliche Morbiditätsrate im Bund reduziert und damit indirekt
auch die anderen KVen mit abstraft. Schon dies war eine klare
Tendenzentscheidung gegen den Kollektivvertrag, ohne inhaltliche
Begründung!

Wenig später kam der Streich der GKV in Form des PROGNOS-Gutachtens,
in dem mit ca. 17 theoretischen Annahmen und darauf aufbauenden
Rechenspielen "bewiesen" wurde, dass wir niedergelassenen Ärzte durch
MVZs, Gemeinschaftspraxen und weggefallene Einzelpraxen im Schnitt
weniger Betriebskosten haben und deshalb auch 7% weniger Geld
brauchen. Das wurde dann so von den Kassen in die Honorarverhandlungen
eingebracht, während Andreas Köhlers Berechnungen dahin gingen, dass
für den fehlenden Inflationsausgleich der letzten Jahre und den
Investitionsstau in den Praxen ein Plus beim oPW von +11% fällig wird.

Wenn man nun bedenkt, dass der betriebswirtschaftlich kalkulierte
Punktwert im Jahr 2005 mit 5,11 Cent berechnet wurde und damals um ca.
30% auf 3,51 Cent abgesenkt wurde, weil es den Kassen angeblich so
schlecht ging, und wenn man zusätzlich in Betracht zieht, dass davon
je nach Fachgruppe durch Quotierung und Budgetierung nochmals 20-30%
verloren gehen, dann ist das Angebot der Kassen eine schiere
Frechheit.

Deshalb kam es also am 01.09.2012 zu öffentlichen
Sonder-Vertreterversammlung der KBV in Berlin, zu der auch alle
Vertreter der Länder-KVen und die Berufsverbände und freien Verbände
eingeladen waren. Wir haben darüber berichtet. [Link]

Während und nach dieser Veranstaltung wurde sehr schnell klar:
Den meisten freien Verbänden geht es nicht um einen Prozentpunkt mehr
oder weniger, sondern darum, endlich eine leistungsgerechte und
betriebswirtschaftlich feste Bezahlung der erbrachten Leistungen zu
bekommen - und zwar ohne Deckel und Budget. Und wenn es halt nicht
gleich geht, dann doch zumindest mittels allmählicher Umstellung,
innerhalb von 2 bis 3 Jahren.

Den meisten Berufsverbänden geht es leider nach wie vor nur um da oder
dort ein Prozentchen mehr; offensichtlich fließen bei deren Klientel
auch Einnahmen über Kanäle, die mit der GKV nichts zu tun haben.

Die Hausarztverbände um Weigeldt und Co. sind ganz untergetaucht, sie
befinden sich bereits in vollständiger Abhängigkeit der Kassen und
fürchten um ihre Pfründe durch kassenseitige Kündigung der
Selektivverträge.

Die Länder-KVen positionieren sich ebenfalls nur sehr vorsichtig, weil
sie befürchten, dass das KV-System beschädigt und in seinen
Grundfesten erschüttert werden könnte.

In diesem Zusammenhang ein Wort zur vielgescholtenen Körperschaft: Die
KVen haben in der Vertretung der Ärzteschaft u. E. solange ihren
Platz, als die deutschen Ärzte eine gemeinsame Vertretung gegenüber
Kassen und Politik brauchen. Dass diese in der jüngeren Vergangenheit
nicht schlagkräftig und durchsetzungsfähig genug war, wissen wir. Was
jedoch nicht hindern sollte, daran zu arbeiten, dass sich dies ändert,
wobei sich KV und die Berufsverbände ergänzen! Eines muss jedoch klar
sein: Die notwendige Geschlossenheit kriegt man durch die
Berufsverbände alleine nicht hin! Es braucht eine zentrale
Koordinierungsstelle, die Abrechnung und Beratung kann, die die nötige
IT und das nötige Knowhow für Statistik und Honorarabwicklung zur
Verfügung stellt. Man sollte sich dafür einsetzen, eine runderneuerte
KV als übergeordnete Institution am Leben zu erhalten, auch wegen der
in ihr enthaltenen Staatsgarantie! Und mangels eines Besseren.
Besonders die HzV-verbrannten Hausärzte Bayerns sind sich inzwischen
bewußt, wie störungs- und missbrauchsanfällig z. B. ein
privatwirtschaftlich organisiertes Honorarabwicklungssystem im
Gegensatz zur KV ist. Aber auch der Großteil der niedergelassenen
Ärzteschaft in ganz Deutschland denkt in diese Richtung.

Das Fass zum Überlaufen brachte in Berlin schließlich die Entscheidung
von Wasem, den oPW gerade mal um 0,9% anzuheben. Das ist gar nichts,
noch viel weniger als eine Handvoll peanuts!

Nach diesem "Schiedsspruch" war klar:

Es geht unter dem Drängen mächtiger, verdeckt agierender
Interessensgruppen im Hintergrund um nichts anderes, als die in
eigener Praxis niedergelassene Ärzteschaft so schnell wie möglich
sturmreif zu schießen - zur Übernahme in konzernähnliche Strukturen!

Damit haben sich übrigens unsere früheren Prognosen schneller
bewahrheitet als zuvor angenommen!

Der Affront in Berlin führte dazu, dass erste Protestmaßnahmen - sog.
"Nadelstiche" unter der Führung von ca. 30 Ärzteverbänden - begonnen
wurden, unter der Federführung von D. Heinrich vom NAV-Virchow-Bund
und A. Gassen vom BVOU.

Die KBV-Spitze traf sich dann noch einmal mit dem GKV-Spitzenverband.
Auch diese Verhandlungen, die einen gangbaren Kompromiss bringen
sollten, endeten ergebnislos. Hatte man sich auf den einen Punkt
geeinigt, so versuchte die Gegenseite im nächsten Schritt, das
Ergebnis wieder nach unten zu korrigieren. Diese Pseudo-Verhandlungen
wurden durch die KBV nach kurzem abgebrochen - zu Recht.

Die jetzige Atempause bis zum 4. Oktober hat insofern ihr Gutes, als
die zu erwartenden Protestmaßnahmen gründlich vorbereitet und
koordiniert werden müssen. Leider ist der Informationsfluss darüber
nicht zum Besten. Aber schließlich geht es auch darum, sich derzeit
von den Kassen nicht allzusehr in die Karten blicken zu lassen.

Zuletzt hatten die Krankenkassen durch den KBV-Vorstand ein letztes
"unverhandelbares" Angebot erhalten, das zwar wegen vermeintlicher
Minderquote die Gemüter der niedergelassenen Kollegen sehr erhitzte,
aber in der weiteren Strategie eine wichtige Rolle spielt. Die
Erhöhung des Orientierungspunktwertes fällt hier zwar relativ niedrig
aus, aber das Gesamtpaket bietet taktische Vorteile und würde - so es
denn angenommen würde - den Haus- wie den Fachärzten einige
Prozentpunkte Honorar mehr bringen. [Link] [Link]

Es ist jedoch ziemlich sicher davon auszugehen, dass die Krankenkassen
auch dieses Paket ignorieren werden.

Damit wären wir bei der "Revolution von oben" angelangt, die langsam
ins Rollen kommt:

Die KBV und die KVen denken, wie Andreas Köhler an der Spitze der KBV
expressis verbis bestätigt hat, erstmals konkret über den
Sicherstellungsauftrag nach und stellen ihn öffentlich zur Diskussion
in der Kollegenschaft.

Am Ende ist eine Urabstimmung geplant. Wie und in welcher Form diese
abgewickelt wird, darüber hält man sich derzeit noch bedeckt.

Um zu verstehen, worum es dabei geht, bedarf es eines kurzen Ausflugs
in die Geschichte:

Der sogenannte Sicherstellungsauftrag hat zunächst nichts mit der
gesetzlichen Stellung der KV als Körperschaft des Öffentlichen Rechts
zu tun. Der KdÖR-Status der KV stammt aus einem für die Bundesrepublik
als Rechtnachfolger des Deutschen Reiches übernommenen Reichsgesetz
von 1938, damals eingebracht vom Preussischen Ministerpräsidenten
Hermann Göring, welches u. a. im Sinn der begonnenen "Gleichschaltung"
regelte, dass "die Kassenärztlichen Vereinigungen Deutschlands ab
sofort als Körperschaften des Öffentlichen Rechtes tätig werden [...],
der Vorsitzende des Hartmannbundes gleichzeitig die Funktion des
Vorsitzenden [...] der KV übertragen bekommt [...] und [...] die
Funktion des Reichsärzteführers übernimmt."

Später veranlasste Änderungen [Abschaffung des Reichsärzteführers,
Entflechtung des Vorsitzes von KBV und Hartmann-Bund] wurden zum
Kernbestandteil der nationalsozialistischen Gleichschaltung. Dennoch
hat man die Struktur der dem Nazi-Regime gefügig gemachten KV nach
Gründung der Bundesrepublik in nur leicht geänderter Form - KBV als
KdÖR - ins Bundesgesetzblatt übernommen! Damit bestätigte man die
staatliche Kontrollfunktion über einen an sich freien Beruf. Dass es
ein großer Fehler wahr, dem zuzustimmen, ist erst nach Jahrzehnten so
richtig bewusst geworden.

Der ungeteilte Sicherstellungsauftrag war sozusagen ein
kompensatorisches Zugeständnis an die Ärzteschaft dafür, dass sie
einer grundgesetzwidrigen Beschneidung ihrer Rechte zugestimmt hatte.
Zu den Nachteilen gehörte u. a. der Generalverzicht der Ärzte auf
Arbeitsniederlegung. Etwas korrekter sollte man vom Eintritt in einen
vertragslosen Zustand sprechen, der heute insofern falsch als "Streik"
paraphrasiert wird, als Ärzte Unternehmer sind und sensu strictu gar
nicht streiken können.

Im Gegenzug erhielten die Vorstände der KV über die Selbstverwaltung
die Macht, Zulassungen ohne Kasseneinfluß selbst zu steuern und die
Gesamtvergütung für die niedergelassenen Ärzte in einem
Kollektivvertrag nach dem Sachleistungsprinzip zu verhandeln -
wohlgemerkt mit festen Preisen, ohne Budgets! Der Begriff ungeteilter
Sicherstellungsauftrag beschreibt dabei, dass die KBV die gesamte
Bedarfsplanung selbst erledigt - ohne Eingriffe des
Krankenhaussektors, weitestgehend ohne staatliche Eingriffe, immer auf
Augenhöhe mit den Krankenkassen.

Wirft man einen Blick auf die inzwischen erlassenen Gesetze, dann wird
das klar, dass der Sicherstellungsauftrag längst nicht mehr ungeteilt
und die Augenhöhe mit den Kassen längst nicht mehr gegeben ist:

Über § 118b SGB V wurden Institutsambulanzen in die ambulante
Versorgung integriert, über § 116b SGB V wird den Krankenhäusern
erlaubt, bei der ambulanten Versorgung im Facharztbereich zu wildern,
§ 115b SGB V gibt den Krankenhäusern das Recht, auch prästationär und
poststationär tätig zu sein und ambulant zu operieren, die § 73b und c
- so verlockend sie für Hausärzte und einzelne Facharztgruppen gewesen
sein mögen - teilen ebenfalls den Sicherstellungsauftrag und der § 140
gibt selbst den Ärztenetzen die Möglichkeit, sich aus dem sog.
Kollektivvertrag auszuklinken. Bezüglich der Bedarfsplanung sprechen
inzwischen die Krankenhäuser, das Land, die Patienten und vor allem
wirtschaftliche Interessensgruppen im Hintergrund mit und beschneiden
damit die ureigenen Rechte der verfassten Ärzteschaft! Bei einigen
neueren "Versorgungsmodellen" spielt die Versorgung der Bevölkerung im
Krankheitsfall trotz gegenläufiger Beteuerungen keine zentrale Rolle
mehr. Es um etwas ganz anderes, es geht um das Geld der Versicherten,
es geht um deren Krankenkassenbeiträge, es geht um "shareholder
value", d. h. um Wertschöpfung für kapitalgesteuerte Unternehmen im
Hintergrund!

Die niedergelassenen Ärzte als Anwälte ihrer Patienten stören dabei
nur! Das führt dazu, dass die Verhandlungsposition ihrer
Körperschaften inzwischen so untergraben ist, dass eben ordentliche
Konditionen für die Niedergelassenen nicht mehr herauszuholen sind.
Weil das so ist, sterben die Praxen flächendeckend, lassen sich keine
Nachfolger mehr finden, gehen Praxisinhaber in die Insolvenz oder
treten, um derselben zu entgehen, früher ihren Ruhestand an. Was
wiederum im Teufelskreis dazu führt, dass der Sicherstellungsauftrag
über kurz oder lang sowieso nicht mehr erfüllt werden kann. Welche
verheerenden Folgen dies auch für die ärztlichen Versorgungswerke hat,
kann man sich ausmalen. Am Ende sinkt die tätige wie die berentete
Ärzteschaft in die Unselbständigkeit oder ins Prekariat ab!

Und Staat und Regierung sehen untätig dabei zu!
Nun ist auch der KBV klar geworden, dass der Inhalt des
Sicherstellungsauftrages auf den Prüfstand muss - je eher, desto
besser. Entweder gelingt es, den Ausgangszustand wiederherzustellen
oder einen neuen Auftrag so zu definieren, dass es zumindest möglich
ist, mit den Krankenkassen paritätisch zu verhandeln! Das ist die
eigentliche Problematik, die im Herbst und vermutlich auch im nächsten
Jahr ansteht!

Die aktuelle Lage hat dazu geführt, dass Andreas Köhler alle
niedergelassenen Ärzte befragen will, ob und zu welchen Bedingungen
sie bereit sind, dem Sicherstellungsauftrag alter Prägung noch
nachzukommen. Damit eröffnet sich für alle Ärzte dieses Landes eine
historische Chance, die unbedingt genutzt werden sollte.

Nun lautet der Ruf vieler Basisgruppierungen ganz simpel:

Über Bord mit dem Sicherstellungsauftrag! Weg mit der KV! Direktes
Vertragsverhältnis mit dem Patienten! Freiheit!

Doch Vorsicht, denn ganz so paradiesisch, wie es zunächst klingt, wird
es damit nicht - ganz im Gegenteil!
Erstens bliebe bei Aufkündigung des Sicherstellungsauftrages durch die
ärztliche Basis die KBV zunächst weiterhin KdÖR. Um das zu ändern,
müsste die Vertreterversammlung die KBV einen
Selbstauflösungsbeschluss fassen, was sie jedoch mit Sicherheit nicht
tun wird. Und das ist auch gut so.

Die Rückgabe des Sicherstellungsauftrages bedeutet nämlich im
Klartext, dass durch den entstehenden "vertragsfreien Zustand" der
Sicherstellungsauftrag nach § 72a, Absatz 1 SGB V auf die Kassen
übergeht - also genau dorthin, wo er schon überhaupt nichts zu suchen
hat. Wobei aber auch die Politik ein Wörtchen mitsprechen würde! Damit
läge die Gestaltung unseres Berufslebens auf Gedeih und Verderb
ausschliesslich in der Hand der Kassen, die KdÖR KV bliebe trotz
Existierens außen vor, und zwar irreversibel, eine andere
schlagkräftige Verhandlungsorganisation für die Ärzteschaft gäbe es
nicht! Mit anderen Worten: Mit der alleinigen Rückgabe des
Sicherstellungsauftrages wäre es gar nicht getan, die eigentliche
Auseinandersetzung folgte erst danach, wobei sich die Ärzteschaft im
Zustand der Führerlosigkeit befindet! Auf der anderen Seite ist aber
auch klar, dass Kassen und Politik zwar den Sicherstellungsauftrag
hin- und herschieben können; zur Sicherstellung der Versorgung selbst
sind sie jedoch nicht imstande, das kann einzig und allein die
Ärzteschaft!

Letztendlich käme es darauf an, ob und wie schnell die Kassen neue
Partner rekrutieren können, z. B. für Selektivverträge, z. B. für die
Übernahme der ambulanten Versorgung durch Krankenhäuser und
Netzstrukturen, in neu geschaffenen Groß-MVZ's etc. - alles außerhalb
der KdÖR! Viele solcher "Heuschrecken" befinden sich da schon in
Lauerstellung! Dass die Kassen, um die Ärzteschaft in solche Grüppchen
zu spalten, vorübergehend sehr viel Geld in die Hand nehmen müssten,
ist klar; allerdings haben sie dieses derzeit auch vorrätig, aufgrund
der horrenden Überschüsse in den Rücklagen! Das Weitere entscheidet
sich dann auf der Zeitachse: Denn allzulange könnte man die
Bevölkerung nicht darben lassen. Im Übrigen dürfte eine derartige
KdÖR-freie Neuorganisation in Anbetracht des real existierenden
Arztmangels und der Tatsache, dass angestellte Ärzte sehr viel weniger
Leistung bringen als freiberufliche Ärzte, sehr schwer fallen.

Dennoch: Der Worst Case für die niedergelassenen Ärzte besteht darin,
dass nach Rückgabe des Sicherstellungsauftrags alle nicht gefragten
und berufenen KollegenInnen aussen vor bleiben! Sie müssten ab sofort
als reine Privatärzte fungieren - ohne Rechtsanspruch auf
Kassenerstattung von Rechnungen gegenüber deren Versicherten!
Überleben würden wohl nur Praxen in Regionen mit genügend
Privatzahlern und Praxiszusammenschlüsse. Eine denkbare "politische"
Lösung bestünde in der Umfunktionierung von Bereitschaftsdienstpraxen
in Vollpraxen [cave Bayern und Baden-Württemberg!!], in der Gründung
von Groß-MVZs durch Investoren wie Bertelsmann, Helios, Rhön etc., mit
vorübergehend noch relativ gut, später schon wesentlich schlechter
bezahlten, angestellten Ärzten. Und alles womöglich unter dem Dach
einer "Bürgerversicherung".

Wer das alles nicht glaubt, sollte sich eines Besseren belehren
lassen. Die Pläne zur Entmachtung der KV liegen bereits Jahren in der
Schublade. Siehe z. B. das ebenfalls über PROGNOS betriebene Projekt
der Bertelsmann-Stiftung "Qualität in integrierten
Versorgungsstrukturen" (2009). Hier liest man z. B. auf Seite 3 in
einem Zukunftsszenario: "Um das Ziel einer gleichmäßig hohen
Versorgungsqualität zu erreichen, hat der Gesetzgeber den
Krankenkassen den Sicherstellungsauftrag übertragen..." oder auf Seite
14: "Die Kassenärztlichen Vereinigungen wandeln sich zu
Berufsverbänden und zu Dienstleistungsholdings." [Link]

Das heißt in der Quintessenz:

Wer auch immer vorschnell fordert, den Sicherstellungsauftrag
zurückzugeben, sollte sich darüber im Klaren sein, dass sich dann auch
*alle* ÄrzteInnen den riskanten Folgemodellen von Kassen und Politik
*anhaltend* verweigern müssten, um die Freiberuflichkeit und die
Struktur ihrer Praxen zu erhalten. Wobei am Ende natürlich eine
deutlich bessere Honorierung winkt.

Aber kann man sich auf eine derartige Standhaftigkeit angesichts der
inneren Zerrissenheit der Ärzteschaft und der vielerorten bereits
bestehenden materiellen Notlage wirklich verlassen?

Weggeworfen ist schnell und leicht etwas, wieder aufgebaut nur sehr
schwer und auf lange Sicht!

Zunächst bleibt abzuwarten, ob wirklich alle niedergelassenen Ärzte zu
einer Urabstimmung über diese Fragen gerufen werden. Viele trauen das
Andreas Köhler und der KBV-Spitze gar nicht zu. Leider haben diese in
der Vergangenheit viel Vertrauen verspielt, deshalb ist in der Tat
Zurückhaltung und Vorsicht angebracht!

Wenn es aber wirklich zur Entscheidung durch die ärztliche Basis
kommen sollte, dann wäre es ist Unsinn, das Rad auf die Schnelle neu
erfinden zu wollen.

Hausarztquovadis empfiehlt unter Abwägung aller Vor-, Nachteile und Risiken:

Den historischen Sicherstellungsauftrag nach § 75 SGB V zwar kündigen,
aber einzig zum Zweck der Neuverhandlung und unter gleichzeitiger
Reklamation der Sicherstellungskompetenz durch die niedergelassene
Ärzteschaft! Mit anderen Worten: Die Sicherstellung muss ungeteilt in
Händen der Ärzteschaft bleiben! Von vorn herein muss klar sein, dass
man einer Übertragung des Sicherstellungsauftrages auf die Kassen nach
§ 72a, Absatz 1 SGB V in keiner Weise zustimmt!

Gleichzeitig ist der KBV das volle, ungeteilte Mandat für das Führen
von Neuverhandlungen zu übertragen! Der Alleinvertretungsanspruch der
KV resp. KBV für die niedergelassene Ärzteschaft muss gerade in einer
Neustrukturierungsphase auf jeden Fall gewahrt bleiben! Alles andere
wäre hochriskant und unverantwortlich! Eigennutzoptimierende
Berufsverbände und Lobbyisten-Vereinigungen sind bei einer Neuordnung
mit allen Mitteln heraus zu halten!

Eine innere Reform und strukturelle Umwandlung der KBV in eine
schlagkräftige Interessenvertretung sollte sich anschließen! Was
hindert daran, den Korporatismus der Gründungszeit wiederzubeleben und
aus der Kassenärztlichen Vereinigung das zu machen, was wir brauchen,
nämlich eine deutschlandweit und fachgruppen

